
1. Kontrolle der Einhaltung der Verordnung zum 
Schutze der Jugend und der Straßenverkehrsordnung.

2. Vorbeugender Brandschutz.
Damit die Arbeit gründlich erledigt wird, wurden 

drei entsprechende Arbeitsgruppen gebildet, die sich 
sowohl aus Abgeordneten als auch aus erfahrenen und1 
bewährten Kräften aus der Bevölkerung zusammen­
setzen.

Am 6. Juli nahm die Ständige Kommission Innere 
Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz beim Kreis­
tag in einer Satzung Stellung zur bisherigen Tätigkeit 
der erwähnten Kommissionen. Auch hier wurde fest­
gestellt, daß sie sich bewähren und deshalb zu unter­
stützen sind.

Es ist zu begrüßen, daß der Kreisstaatsanwalt in 
Merseburg sich sowohl bei der Bildung als jetzt auch 
bei der Anleitung und Schulung der Kommissionen für 
Ordnung und Sicherheit besonders einsetzt.

Die Kommissionen stehen noch am Anfang ihrer 
Tätigkeit. Es kommt jetzt darauf an, diese Beispiele 
über den Kreis hinau-szutragen und sie verbreitet an­
zuwenden.

GERHARD STEFFENS, Staatsanwalt 
beim Staatsanwalt des Bezirks Halle (Saale)

Die Benachrichtigung über die Einstellung des 
' Verfahrens muß den Anzeigenden überzeugen

Gemäß §§ 160, 166 StPO wird ein Anzeigeerstatter 
benachrichtigt, wenn das Verfahren eingestellt wird, das 
auf seine Anzeige hin eingeleitet wurde. Diese Benach­
richtigung ist meist eine kurz gehaltene Mitteilung, der 
die überzeugende Begründung fehlt. Nicht selten be­
schweren sich die Geschädigten über eine einstellende 
Verfügung, in anderen Fällen schimpfen sie im Kreise 
ihrer Bekannten, weil sie von der Richtigkeit der Ein­
stellung des Verfahrens nicht überzeugt sind.

Die formale Benachrichtigung birgt also die Gefahr 
in sich, daß der Geschädigte und der ihn umgebende 
Personenkreis eine richtige Entscheidung nicht verste­
hen und deshalb zu einer falschen Einschätzung unserer 
sozialistischen Strafpolitik kommen.

Zwei Beispiele aus unserer Praxis sollen das deutlich 
machen:

Zwischen A. und B. war es zu tätlichen Auseinander­
setzungen gekdmmen. A. erstattete gegen B. Straf­
anzeige, weil er von diesem bei der Auseinandersetzung 
geohrfeigt worden war. Das Verfahren gegen B. wurde 
richtigerweise eingestellt, und A. erhielt darüber eine 
kurze schriftliche Mitteilung. A. und seine Frau waren 
über die Einstellung verärgert und stellten jegliche ge­
sellschaftliche Mitarbeit ein. Die „Feindschaft“ wirkte 
sich in dem Ort, in dem beide wohnen, lähmend auf das 
gesellschaftliche Leben aus. Als nach mehr als einem 
Jahr die Zwistigkeiten immer noch nicht beseitigt 
waren, wandte sich die Parteiorganisation der Gemeinde 
an die Bezirksstaatsanwaltschaft mit der Bitte, den 
Vorgang zu überprüfen. Die Überprüfung ergab, daß die 
Entscheidung richtig war. Der Anzeigeerstatter war je­
doch nicht von der Richtigkeit der Einstellung über­
zeugt worden. In einer Aussprache mit beiden Bürgern 
erklärten diese, daß sie Wert auf eine versöhnende Be­
reinigung legen. B. zahlte dem A. den entstandenen 
Lohnausfall, beide begruben ihre „Feindschaft“ und 
nahmen ihre frühere aktive gesellschaftliche Mitarbeit 
wieder auf. Die lange andauernde Verärgerung wäre 
vermieden worden, wenn der Kreisstaatsanwalt erkannt 
hätte, daß eine kurze Mitteilung an den Geschädigten 
nicht genügte, um ihn von der Richtigkeit der Einstel­
lung des Verfahrens zu überzeugen. Der Staatsanwalt 
hätte mit beiden Bürgern sprechen müssen.

Im zweiten Falle hatten mehrere 14jährige Jugend­
liche aus sexueller Neugierde gewaltsam die Brust eines 
gleichaltrigen Mädchens berührt. Das Verfahren gegen 
sie wurde eingestellt, weil die zur gesellschaftlichen Er­
ziehung eingeleiteten Maßnahmen ausreichend erschie­
nen. Die Eltern des Mädchens erhielten eine formale 
Benachrichtigung, daß das Verfahren gegen die jugend­
lichen Täter eingestellt wurde. Damit waren die Eltern 
aber keineswegs einverstanden. Sie forderten „Genug­

tuung, Ehrenrettung des Kindes, Garantien, daß sich der­
artige Dinge nicht wiederholen“. — Wären die Eltern 
des Mädchens bei der Behandlung des Vorfalls in der 
Schule^ in der Sportgemeinschaft undi bei der abschlie­
ßenden Aussprache zugegen gewesen, so wären sie von 
der Richtägkedt der Entscheidung überzeugt worden. Nun 
gaben sich die Eltern mit der Entscheidung erst zufrie­
den, als sie von uns erfuhren, was im Kollektiv unter 
Mitwirkung der Eltern, der Jugendlichen, der Lehrer, 
der Staatsanwaltschaft, des Gerichts, der Volkspolizei, 
des Vertreter des Rates des Kreises und der FDJ be­
handelt und festgelegt worden war.

Aus dem Dargelegten ergibt sich, daß wir bei der 
Einstellung undi der gesellschaftlichen Erziehung den 
Geschädigten nicht übersehen dürfen, sonst laufen wir 
Gefahr, daß wir zwar den Rechtsbrecher und seine Um­
gebung von der Richtigkeit unserer Maßnahmen über­
zeugen, nicht aber den Geschädigten und den ihn um­
gebenden Personenkreis. Um solche Begleiterscheinun­
gen zu vermeiden, habe ich auf diese Beispiele hinge­
wiesen.

KARL WELICH, Jugendstaatsanwalt
beim Staatsanwalt des Bezirks Dresden

Wer trägt die durch eine Körperverletzung 
entstandenen Kosten?

Die sozialen Einrichtungen und materiellen Unter­
stützungen, die erkrankten Personen in der DDR zur 
Verfügung stehen, sind vorbildlich. Für die Erhaltung 
und Wiederherstellung der Gesundheit unserer Werk­
tätigen könnte jedoch noch weit mehr getan werden, 
wenn diejenigen Bürger zum Ersatz der Kosten heran­
gezogen werden würden, die sie durch die Verletzung 
der Gesundheit anderer verursachen.

Der durch Körperverletzung Geschädigte macht stets 
— durch entsprechende Hinweise der Volkspolizei dazu 
veranlaßt — rechtzeitig beim Gericht seine Forderungen 
gegen den Täter auf Erstattung des Lohnausfalls, Ent­
schädigung für zerrissene Kleidung usw. geltend. Im 
zivilrechtlichen Anschlußverfahren wird im Regelfall 
über die Forderungen des verletzten Bürgers gleich mit 
entschieden. Die mitbetroffenen Institutionen machen 
dagegen ihre Ansprüche selten oder gar nicht geltend.

Die materielle Hauptlast hat stets die Sozialversiche­
rungskasse zu tragen. Sie zahlt dem durch Einwirkung 
Dritter arbeitsunfähig Gewordenen 50 Prozent seines 
Lohnes an Krankengeld. Dazu kommen alle übrigen 
Kosten der Heilbehandlung. Diese oft enormen Summen 
fordert sie selten von dem Schuldigen ein, weil die 
Funktionäre teils zu wenig Erfahrung darin haben oder 
weil sie von der Volkspolizei gar nicht über solche 
Schadensfälle unterrichtet werden.

In den Betrieben liegen die Dinge noch ärger. Obwohl 
die verantwortlichen Funktionäre wissen oder wissen 
müßten, daß ein anderer die Krankheit schuldhaft ver­
ursacht hat, zahlen sie 40 Prozent Lohnausgleich für die 
Dauer von sechs Wochen, ohne die Summe vom Verur­
sacher zurückzufordern. Dauert die Arbeitsunfähigkeit 
länger als sechs Wochen, so erhalten Mitglieder des 
FDGB aus der BGL-Kasse einen täglichen Krankengeld­
zuschuß in Höhe des Beitrags für eine Woche. Niemand 
fordert die Beträge zurück.

Zur Abänderung dieser unhaltbaren Zustände ist 
meines Wissens bisher nichts getan worden. Die Werk­
tätigen werden, wenn sie über diese Umstände nach- 
denken, mit Recht empört sein, denn es handelt sich 
um volkseigene oder genossenschaftliche Gelder.

Mit diesen Zuständen muß Schluß gemacht werden. 
Vom Täter muß die Wiedergutmachung in jeder Rich­
tung gefordert werden. Diese Maßnahme wird ein zu­
sätzlicher Faktor der Erziehung für diejenigen sein, die 
die Gesundheit der Mitmenschen mißachten.

Gegenwärtig ist an unserem Gericht eine Strafsache 
anhängig, in der ein Betrunkener einem Arbeiter einen 
Armbruch am Kugelgelenk zufügte. Der Arbeiter wird 
etwa ein Vierteljahr arbeitsunfähig sein. Es entstehen 
den entsprechenden Institutionen etwa folgende 
Kosten: 750 DM Krankengeld, 500 DM für die Heilbe­
handlung, 300. DM Lohnausgleich, 90 DM zusätzliche
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